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Fakten zu den Pflegediensten: 

Position der Krankenkassen und Pflegekassen sowie deren Ver-

bände 

 

 

Die Pflegedienste in Nordrhein-Westfalen nehmen stetig zu. 

In den letzten fünf Jahren stieg die Zahl von 2.420 auf 2.577. Auf die-

sen Anstieg um insgesamt 6,5% entfallen allein 2% auf das letzte 

Jahr. Die finanziellen Rahmenbedingungen für die Neugründung von 

Pflegediensten in NRW sind damit offenbar weiterhin wirtschaftlich 

attraktiv und marktkonform. Die Wohlfahrtsverbände definieren ihre 

überzogenen Vergütungsforderungen für die ambulanten Pflegeleis-

tungen jedoch nach bundesweit einheitlichen Kriterien – also unab-

hängig von landestypischen Kosten- und Erlösstrukturen. Den Kran-

ken- und Pflegekassen liegen transparente Nachweise über konkrete 

Kostenstrukturen der Pflegedienste, trotz mehrfacher Einforderung, 

bis heute nicht vor. 

 

 

Thema Preissteigerungen:  

Ausgabenanstieg im Verhältnis zur Beschäftigungssituation 

Die jährliche Steigerung der Ausgaben für die Häusliche Kranken-

pflege in NRW liegt bei 10-11%. Lediglich 1-2% gehen davon auf rea-

le Preissteigerungen zurück. Der weit überwiegende Teil der Ausga-

bensteigerung resultiert aus der Steigerung der Leistungsmenge 

(Zahl der Fälle und Leistungen je Fall). Die Anzahl der Beschäftigten, 

die diesen Leistungsanstieg realisieren, steigt aber nicht proportional 

dazu an, sondern im Verhältnis zum Leistungsanstieg nur um etwa 

die Hälfte (ca. 6% p. A.). Dies bedeutet, dass jeder Beschäftigte p. A.  



 

 

 

 

 

 

 

einen Umsatzanstieg von ca. 4-5 % für den Pflegedienst erzielt. Das 

Argument der rasanten Kostensteigerung kann nicht isoliert von der Er-

lössteigerung  der Pflegedienste bewertet werden. 

 

Die Forderungen der Wohlfahrtsverbände gehen zu einem erhebli-

chen Teil zulasten der Leistungsempfänger. 

Beispiel: Eine Pflegedienstleistung in Nordrhein-Westfalen bei einem 

Pflegebedürftigen der Pflegestufe I schlägt durchschnittlich mit 750 EUR 

Gesamtkosten zu Buche. Davon entfallen auf die reine Pflegesach-

leistung 450 EUR; der Eigenanteil beträgt 300 EUR. Unterstellt, der 

Pflegebedürftige beansprucht Unterstützung zweimal am Tag für jeweils 

23 Minuten, betragen die Kosten pro Stunde 32,16 EUR, (inklusive 

Fahrt- und Dokumentationspauschale). Damit kann der Pflegebedürftige 

rund 23 Pflegestunden im Monat finanzieren (750 : 32,16).  

 

Wird hingegen der geforderte Stundensatz der Wohlfahrtsverbände von 

52 EUR zugrundegelegt, betrüge die dann verfügbare Pflegezeit 14,4 

Stunden. Würde der Pflegebedürftige sein Zeitbudget also beibehalten 

wollen, stieg sein Eigenanteil von vormals 300 EUR auf 746 EUR erhö-

hen.  

 

Pflege muss bezahlbar bleiben – für alle. Die Verantwortung der Ver-

handlungspartner bezieht sich nicht nur auf Leistungserbringer und  

-finanzierer, sondern auch auf die Leistungsempfänger. Die Kranken- 

und Pflegekassen haben es sehr begrüßt, dass der Gesetzgeber über 

die zusätzliche Option einer Zeitvergütung (statt der ausschließlichen 

Vergütung der verrichteten Hilfeleistung) die Interessen der Pflegebe-

dürftigen an einer flexiblen Gestaltung seiner pflegerischen Versorgung 

gestärkt hat. Die von den Pflegediensten ungeliebte Zeitvergütung wird 

über deren Verhandlung eines pauschalierten Stundensatzes teiweise 

ausgehebelt. 

 

Die Pflegekassen in Nordrhein-Westfalen verhandeln eine wirtschaftli-

che und leistungsgerechte Vergütungen von Pflegedienstleistungen be-

reits seit Jahren. In den Vergütungsverhandlungen wurde dies in neutra- 



 

 

 

 

 

 

 

len Schiedsverfahren mehrfach bestätigt. 

 

Die Vertragsparteien befinden sich in einer Schlichtungsphase. 

Die Kranken- und Pflegekassen waren und sind jederzeit gesprächsbe-

reit. Basis der Verhandlungen sind für die Kassen qua Gesetz aber die 

systemische Preissteigerung beziehungsweise die wirtschaftliche Ge-

samtentwicklung. Dieser Entwicklung wurde stets Rechnung getragen. 

Derzeit läuft für die Häusliche Krankenpflege jedoch auf Veranlassen 

der Wohlfahrtsverbände ein weiteres Schlichtungsverfahren, durch das 

über die Vergütung 2013 entschieden wird. Die Neutralität der Ausei-

nandersetzung ist damit durch eine neutrale Schiedsperson gewahrt und 

gesichert. 

 

 

 


